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Sachgebiet 9 


Vorbiatt 


Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt, Kapitel I und VI betreffend 
Eisenbahnen und kombinierter Verkehr 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Die Deutsche Bundesbahn wie auch die nicht-bundeseigenen 
Eisenbahnen stehen als personalintensive Unternehmen unter 
einem erheblichen Kostendruck. Die hauptsächlichen Verlust- 
quellen für die Deutsche Bundesbahn sind der Personennahver- 
kehr und der Stückgutverkehr. 


B. Lösung 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, dem Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn mehr unternehmerische Freiheit in der 
Organisation und im Tarifwesen zuzubilligen. Die Länder soll- 
ten den nicht-bundeseigenen Eisenbahnen diejenigen finan- 
ziellen Hilfen leisten, die den Finanzhilfen des Bundes an die 
Deutsche Bundesbahn entsprechen. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 


C. Alternativen 

Entfallen 


D. Kosten 

Kosten sind nicht zu beziffern. 
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Schriftlicher Bericht 


des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 


über den Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt Kapitel I und VI betreffend Eisen- 
bahnen und kombinierter Verkehr 

— aus Drucksache Vl/1350 — 


A. Bericht des Abgeordneten Tön j es 


Der Verkehrsberidit 1970 der Bundesregierung 
— Drucksac±Le VI/1350 — wurde in der 81. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend und dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seinen Sitzungen 
am 25. März und 6. Mai 1971 behandelt. 

Zu den Kapiteln I und VI betreffend Eisenbahnen 
und kombinierter Verkehr hat der Aussciiuß in ge- 
schlossener Sitzung am 25. März 1971 den Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn, den Bundesver- 
band Deutscher Eisenbahnen, den Deutschen Indu- 
strie- und Handelstag sowie die Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands und die Gewerk- 
schaft Deutscher Dundesbahnbeamten und Anwärter 
im Deutschen Beamtenbund angehört. 

Im Mittelpunkt der Erörterungen des Ausschusses 
stand die Situation der Deutschen Bundesbahn, die 
nach wie vor der bei weitem wichtigste deutsche 
Verkehrsträger ist. Aus dem Ausschuß von seiten 
des Bundesverkehrsministeriums zur Verfügung 
gestellten Zahlenmaterial ergibt sich, daß es durch 
umfassende Rationalisierungsmaßnahmen gelungen 
ist, die Produktivität des Personals in den Jahren 
von 1960 bis 1970 auf 145 v. H. zu steigern, seit 
1967 allein um 32 Punkte (je Beschäftigter 1960 
45 300 Wagenachskilometer, 1970 66 000 Wagenachs- 
kilometer). Ferner sind in diesem Zeitraum von 
10 Jahren sowohl die eigenen Erträge wie auch die 
Leistungen des Bundes an die Deutsche Bundesbahn 


wesentlich erhöht worden; erreicht wurde' ferner 
eine im Wesentlichen optimale Kapazitätsausla- 
stung. Indessen weist die Aufwandseite dieses 
außerordentlich personalintensiven Betriebes (Per- 
sonalaufwand 70 v. H. des Gesamtaufwandes) eine 
noch darüber hinausgehende Steigerungsrate auf, 
so daß in der Erfolgsrechnung nach wie vor erheb- 
liche Verluste auf treten. Verlustquellen sind der 
Personennahverkehr (1969 1,4 Milliarden Defizit), 
der Stückgutverkehr (1969 ein Defizit von 383 Mil- 
lionen DM) und der Expreßgutverkehr (1969 ein 
Defizit von 101 Millionen DM). 

Der Ausschuß erhofft sich von einer größeren Be- 
wegungsfreiheit des Vorstandes der Deutschen Bun- 
desbahn in Tariffragen und Organisations fragen 
unter Einschränkung der Mitwirkungs rechte des 
Bundes und der Länder eine günstige Wirkung auf 
das gesamte Ertragsbild. Die in diese Richtimg zie- 
lenden Vorschläge des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn wurden daher in dem Entschließungs- 
entwurf voll berücksichtigt. Folgende Vorschläge 
hat der Ausschuß jedoch nicht aufgegriffen: 

— Generelles Recht zum Abschluß von unveröffent- 
lichten Sonderabmachungen im Tarifwesen über 
die bereits bestehenden Möglichkeiten hinaus 
(dies könnte zu einer Verzerrung des Wettbe- 
werbs zwischen mittelständischen Unternehmen 
und Großbetrieben führen), 

— weitere Möglichkeiten der Abrechnung gemein- 
wirtschaftlicher Lasten mit dem Bundeshaushalt 
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und Ersatz des Verspätungsschadens bei ver- 
späteten Entscheidungen über Tarif erhöbungsan- 
träge der Deutschen Bundesbahn (es fehlt ^an 
Deckungsmöglichkeiten im Bundeshaushalt), 

— ein mit zusätzlichen Bundesmitteln beschleunig- 
tes Programm für d.ie Beseitigung höhengleicher 
Kreuzungen Schiene / Straße (es fehlt an 
Deckungsmöglichkeiten) , 

— Offenlegung der Kostenrechnungen der Deut- 
schen Bundesbahn nach einzelnen Untemehmens- 
sparten (auch den übrigen Verkehrsträgern wird 
eine derartige Offenlegung nicht abverlangt; die 
Deutsche Bundesbahn prüft jedoch, inwieweit 
eine größere Transparenz des Wirtschaftsergeb- 
nisses in den einzelnen Unternehmensbereichen 
vertretbar ist), 

— Verlängerung des 250-Millionen-DM-Programms 
zur Förderung des Kombinierten Verkehrs und 
des Gleisanschlußverkehrs (Mittel sind im Bun- 
deshaushalt nicht vorhanden; die bisherigen Mit- 
tel wurden als Zuschüsse verwendet, so daß 
kaum Rückflüsse vorhanden sind; EWG-rechtliche 
Hindernisse). 

Mit Stimmenmehrheit hat der Ausschuß einen An- 
trag abgelehnt, durch den die Bundesregierung auf- 
gefordert werden sollte, bereits mit der Vorlage des 
Finanzplanes 1971 bis 1975 voraussichtlich im Okto- 
ber d. J. Über die voraussichtliche finanzielle Ent- 
wicklung der Deutschen Bundesbahn, über die fest 


eingeplanten Bundesmittel und über die beabsich- 
tigten Maßnahmen zur Bereinigung der Kapital- 
struktur der Deutschen Bundesbahn zu berichten 
(entsprechend dem Umdruck 144), Die Mehrheit im 
Ausschuß vertrat die Auffassung, daß ein derartiger 
Bericht auf der mittelfristigen Finanzplanung des 
Bundes aufbauen müsse und folglich auch erst zeit- 
lich danach erstattet werden könne. Als Termin für 
diesen Bericht ist in dem Entschließungsentwurf der 
30. Juni 1972 vorgesehen. 

Der Ausschuß hat sich ferner über die gegenwär- 
tige Situation der nicht-bundeseigenen Eisenbahnen 
durch den Bundesverband Deutscher Eisenbahnen 
unterrichten lassen. Diese Eisenbahnen nehmen im 
regionalen Bereich wichtige verkehrspolitische Auf- 
gaben wahr. Es erscheint unerläßlich, daß diese Un- 
ternehmen dieselben finanziellen Hilfen wie die 
Deutsche Bundesbahn erhalten, weil für sie diesel- 
ben Beförderungstarife gelten und sie unter einem 
ähnlichen Kostendruck wie die Deutsche Bundesbahn 
stehen. Zuständig hierfür ist allerdings nicht der 
Bund, sondern es sind die Länder, die nach der Ver- 
fassungslage berufen und verpflichtet sind, die 
notwendigen finanziellen Hilfsmaßnahmen nach dem 
Vorbild der Hilfen des Bundes für die Deutsche Bun- 
desbahn einzuleiten. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß tagt erst am 
17. Juni 1971, Falls er eine abweichende Auffassung 
vertritt, wird der Berichterstatter im Plenum beson- 
ders darauf hinweisen. 


Bonn, den 9, Juni 1971 


Tönjes 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2279 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Kapitel I (Eisenbahn) und VI (Kombinierter 
Verkehr) des Dritten Abschnitts des Verkehrs- 
berichts 1970 der Bundesregierung — aus Druck- 
sache W 1350 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) alsbald einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Bundesbahngesetzes vorzulegen, der ins- 
besondere folgende Neuregelungen zum In- 
halt hat: 

— Die Einführung einer gesetzlichen Rege- 
lung, wonach die Genehmigimg des 
Bundesministers für Verkehr für die vom 
Verwaltungsrat der Bundesbahn beschlos- 
senen Tarif änderungen unter bestimmten 
Voraussetzungen (Einhaltung einer Marge) 
als erteilt gilt; 

— eine größere Selbständigkeit und Un- 
abhängigkeit des Vorstandes der Deut- 
schen Bundesbahn in der Unternehmens- 
führung unter Einschränkung der Geneh- 
migungsvorbehalte des Bundesministers 
für Verkehr und der Mitwirkungsrechte 
der Länder; 


— eine Reform des § 28 a des Bundesbahn- 
gesetzes über den Ausgleich politischer 
und gemeinwirtschaftlicher Lasten unter 
Berücksichtigung der entsprechenden 
EWG-Bestimmungen; 

b) alsbald Maßnahmen zur Bereinigung der 
Kapitalstruktur der Deutschen Bundesbahn zu 
treffen; 

c) die Befreiung der im Huckepack- Verkehr ein- 
gesetzten Kraftfahrzeuge von der Kraftfahr- 
zeugsteuer ins Auge zu fassen; 

d) dem Deutschen Bundestag über die aufgrund 
dieser Entschließung getroffenen Maßnahmen 
bis zum 30. Juni 1972 einen Bericht vorzu- 
legen. Dieser Bericht soll auch Ausführungen 
enthalten über die Ertragslage der Deutschen 
Bundesbahn, über die voraussichtliche finan- 
zielle Entwicklung bis 1975 und über die zur 
Sanierung der Bundesbahn im einzelnen bis 
1975 vorgesehenen Maßnahmen (insbesondere 
Einsatz von Bundesmitteln, Übernahme der 
Schuldenlast und Auswirkungen auf den 
Bundeshaushalt) ; 

3. den Umdruck 144 — Entschließungsantrag zum 

Haushaltsgesetz 1971 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 9. Juni 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


Dr, Apel 

Vorsitzender 


Tön j es 

Berichterstatter 



